Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drudesache Nn 1308 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den i, September 1950 

BK 2113/50 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besdilüsse des Bundestages vom 2. Juni 1950 zu 
verschiedenen Fragen des Besatzungslastenrechts 
-Nr. 8, 120, 148, 201 und 962 der Drucksachen-. 

Anbei übersende ich eine mir vom Bundesminister der Finanzen 
übermittelte Übersidit über die allgemeine Rechts- und Haushalts- 
lage und über die Verhandlungen mit dem Alliierten Unteraussdiuß 
für Bcsatzungskosten mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Im Hinblick auf die Wichtigkeit der Angelegenheit würde ich es 
begrüßen, wenn die Übersidit baldmöglichst vervielfältigt und den 
Herren Abgeordneten des Deutschen Bundestages zugänglidi gemadit 
werden könnte. 


Dr. Adenauer 


Druck: Boriner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Der Bundesminister der Finanzen 
— II C Bes. 4035 — 1184/50 — 


Bonn, den 25. August 195tl 


An den 

Herrn Staatssekretär des Innern 
im Bundeskanzleramt 


Betr. : Beschlüsse des Deutsdien Bundestags vom 2. Juni 1 950 
zu verschiedenen Fragen des Besatzungslastenrechts. 

Bezug: 1. Ihre Schreiben vom 12, Juni, 11. Juli und 9. August 1950 
— BK 2113/50 — . 

2. Mein Schreiben vom'^22. Juli 1950 — II C Bes. 4035 — 
635/50 — . 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 66. Sitzung am 2. Juni 1950 
auf Grund eines Mündlichen Berichts des „Ausschusses für das Be- 
satzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten*' zu verschiedenen 
Fragen des Besatzungslastenrechts Beschlüsse gefaßt. 

Bevor ich zu diesen Beschlüssen im einzelnen Stellung nehme, 
möchte ich im Hinblick auf ihre besondere Bedeutung zunächst 
einen Überblick über die allgemeine Rechts- und Haushaltslage und 
über die Verhandlungen mit dem Alliierten Unterausschuß für 
Besatzungskosten und seinen Mitgliedern geben. 

Zur näheren Unterrichtung füge ich eine Sammlung der Vorschläge 
des Bundesministeriums der Finanzen und der Niederschriften über 
die Verhandlungen mit dem Alliierten Ausschuß und seinen Mit- 
gliedern bei. 


A. Allgemeine Rechts- und Haushaltslage 

I. Besatzungsstatut und Satzung der Alliierten 
Hohen Kommission 

Nach dem Besatzungsstatut gehören die Besatzungslasten zu den 
Gebieten, die den Besatzungsmächten Vorbehalten sind. Dies be- 
deutet, daß eine deutsche Befugnis zur Gesetzgebung und Verwal- 
tung nur gegeben ist, soweit sie sich auf eine ausdrückliche Ermäch- 
tigung der Besatzungsmächte stützen kann. 

In Artikel V Nr. 3 der Satzung der Alliierten Hohen Kommission 
ist ferner bestimmt: 

„Jeder Hohe Kommissar ist als solcher einzeln dafür ver- 
antwortlich, daß gemäß den auf Dreimächtebasis aufge- 
stellten Richtlinien und Maßstäben ein Haushalt der Be- 
satzungskosten und sonstigen Anforderungen seiner Zone 
aufgestellt wird. Dieser Haushalt ist aufzustellen und dem 
Rat an einem von diesem zu bestimmenden Zeitpunkt 
zur Prüfung und Genehmigung des Rates und zur Ein- 
arbeitung in einen Gesamthaushalt der Besatzungsbehör- 
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den vorzulegen, der der deutschen Regierung zuzuleiten 
ist. Jeder Hohe Kommissar ist dem Rat gegenüber ver- 
antwortlich für die Überwachung des für seine Zone be- 
willigten Haushaltes gemäß den vom Rat festgesetzten 
Maßstäben und Verfahren der Rechnungsprüfung."^ 

11. Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
für das Rechnungsjahr 1950 

Gestützt auf das Besatzungsstatut und Artikel V Nr. 3 der Satzung 
hat der Rat der Alliierten Hohen Kommission in einer Note vom 
8. März 1950 — AGSEC (50) 437 — der Bundesregierung die Vor- 
anschläge über die inneren Besatzungskosten 'und die inneren Auf- 
tragsausgaben der Klasse I und II für das Rechnungsjahr 1950 zum 
Vollzüge zugeleitet, ohne ihr vorher Gelegenheit zu einer Stellung- 
nahme zu geben. 

Dieser Alliierte Haushalt schließt — ohne Berücksichtigung der auf 
37 500 000 DM geschätzten Einnahmen mit einem Gesamtausgabe- 
betrag von 

4 048 558 500 DM 

ab. Davon entfallen auf 

a) die französische Zone . . . 790 357 600 DM 

b) die britische Zone . . . . 1 741 010 600 DM 

c) die amerikanische Zone . . 1 517 190 300 DM. 

In der Anlage B der Note vom 8. März 1950 hat der Rat der 
Alliierten Hohen Kommission, ferner folgendes bestimmt: 

a) Jedes Jahr wird die Alliierte Hohe Kommission der Bundes- 

regierung die Voranschläge von Mitteln in DM zuleiten, die 
zur Deckung der inneren Besatzungskosten und der inneren 
Auftragsausgaben erforderlich sind, und die die Bundes- 

regierung während des Rechnungsjahres vom 1, April bis 
31. März zur Verfügung halten muß. 

b) Unbeschadet der Befugnis eines jeden Höhen Kommissars, in 
jedem Augenblick des Rechnungsjahres Übertragungen von 
einer Position auf eine andere des Haushalts seiner Zone 
vorzunehmen, kann die Alliierte Hohe Kommission im Be- 
darfsfälle in Jedem Augenblick des Rechnungsjahres zusätz- 
lich Mittel anfordern, um Voranschläge über zusätzliche 
Ausgaben decken zu können. 

c) Die für ein Rechnungsjahr angeforderten und während 
dieses Rechnungsjahres nicht in Anspruch genommenen 
Mittel müssen während der Dauer des ganzen folgenden 
Rechnungsjahres zur Verfügung gehalten werden. 

d) Die inneren Besatzungskosten und die inneren Auftragsaus- 
gaben gehen zu Lasten des Bundeshaushalts und sind mit 
Vorrang aus den ordentlichen Einnahmen des Bundeshaus- 
halts zu decken. 

Nach Auffassung des Rates der Alliierten Hohen Kommission sind 

a) Besatzungskosten (= 3 263 112 200 DM) 

diejenigen Aufwendungen, die für den Unterhalt der im 
Bundesgebiet stationierten Alliierten Streitkräfte in deut- 
scher Währung zu leisten sind. 


3 



b) Auftragsausgaben der Klasse I (= 323 830 000 DM) 
diejenigen Aufwendungen, die als unmittelbare Folge der 
Kapitulation entstehen und von denen einige im Endergeb- 
nis der deutschen Wirtschaft zugute kommen können, 

c) Auftragsausgaben der Klasse 11 (= 461 616 300 DM) 
diejenigen Aufwendungen, die entweder von vornherein 
oder im Endergebnis der deutschen Bevölkerung zugute 
kommen; 

Diese drei Gruppen der Besatzungslasten sind in Untergruppen 
(Zweckbestimmungen) aufgegliedert. 

Der Alliierte Haushalt für das Rechnungsjahr 1950/51 soll — vor- 
behaltlich der Genehmigung des Rates der Alliierten Höhen Kom- 
mission — im Rahmen des Bundeshaushaltsplans für« das Rech- 
nungsjahr 1950 seine Darstellung in dem Einzelplan XXIV finden. 
Die Kapitel und Titel des Einzelplans entsprechen der Gliederung 
der der Bundesregierung zugeleiteten Alliierten Voranschläge über 
die Besatzungskosten und - Auftragsausgaben. 

III. Bes atzungskosten und Auftragsausgaben 
der Auslaufzeit 1 949 für das Rechnungsjahr 
1950 

Bei den unter II erwähnten Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben in Höhe von 4 048 558 500 DM handelt es sich nur um 
Ausgaben für solche Verpfliditungen, welche die Besatzungsmächte 
nach dem 31. März 1950 eingegangen sind. 

Eine andere Behandlung haben die Besatzungskosten und Auftrags- 
ausgaben erfahren, die vor ^ dem 1. April 1950 entstanden, aber 
erst nach dem 31. März 1950 geleistet sind oder geleistet werden (Be- 
satzungskosten und Auftragsausgaben der Auslaufzeit 1949). 

Hierzu hat der Rat der Alliierten Hohen Kommission in Ab- 
schnitt VI unter den Nummern 2 und 3 der Anlage B seiner Note 
vom 8. März 1950 — AGSEC (50) 437 — folgendes bestimmt: 

„2. Die vor dem 1. April 1950 entstandenen, jedoch bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht bezahlten Ausgaben werden für 
das Rechnungsjahr 1949/1950 gebucht, wenn die Bezah- 
lung bis zum 30. Juni 1950 erfolgt. Diese Ausgaben wer- 
den nach den gegenwärtig geltenden Verfahren und 
Nomenklaturen gezahlt und gebucht. Aufgabe der Bun- 
desregierung ist es, zu entscheiden, ob diese Ausgaben 
dem Bundeshaushalt oder den Länderhaushalten zur Last 
fallen, wobei Klarheit darüber besteht, daß die Bundes- 
regierung auf jeden Fall für ihre Regelung verantwort- 
lich ist. 

3. Die vor dem 1. April 1950 entstandenen und bis zum 
30. Juni 1950 nicht bezahlten Ausgaben sind unmittelbar 
von der Bundesregierung zu regeln. Sie sind gesondert 
von den nach dem 1. April 1950 entstandenen Ausgaben 
zu buchen, die allein auf die für das Rechnungsjahr 1950/ 
1951 angeforderten Mittel anzurechnen sind. Aufgabe der 
Regierung ist es, festzulegen, wie diese besonderen 
Konten abzuschließen sind.^' 

Der Rat der Alliierten Hohen Kommission legt entscheidenden 
Wert darauf, daß die Besatzungskosten und Auftragsausgaben der 
Auslaufzeit 1949 getrennt von den Besatzungskosten und Auf- 
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tragsausgaben des Redinungsjahres 1950 nadigewiesen werden. Sie 
sollen deshalb — vorbehaltlich der Genehmigung des Rates der 
Alliierten Hohen Kommission — in einen besonderen Einzelplan, 
nämlich den Einzelplan XXV des Bundeshaushaltsplans, aufgenom- 
men werden. In diesem Einzelplan sollen auch die vor dem 1. April 
1950 entstandenen, aber erst nach dem 30. Juni 1950 zu leistenden 
Besatzungskosten und Auftragsausgaben veranschlagt werden. 

Nach den neuesten Unterlagen^ werden die Besatzungskosten und 
Auftragsausgaben der Auslaufzeit 1949 voraussichtlich etwa 850 
Millionen DM betragen. Trotzdem sollen in den Einzelplan XXV 
nur 399 Millionen DM an Ausgaben (und 2 500 000 DM an Ein- 
nahmen) aus folgenden Erwägungen eingesetzt werden: 

Die Besatzungsmädite haben bisher ihre Haushaltsmittel im jeweils 
laufenden Rechnungsjahr nicht ausgeschöpft. Es kann daher davon 
ausgegangen werden, daß sie auch die für das Rechnungsjahr 1950 
veranschlagten Haushaltsmittel (siehe Einzelplan XXIV) bis zum 
Ende des Rechnungsjahres 1950 nicht voll in Anspruch nehmen, 
sondern, einen Teil erst im Rechnungsjahr 1951 anfordern werden. 
Diesem Umstand mußte bei der Aufstellung des Einzelplans XXV 
Rechnung getragen werden, da es bei der angespannten Haushalts- 
lage des Bundes nicht vertretbar wäre, einerseits mit dem Über- 
hang aus dem abgelaufenen Rechnungsjahr den Bundeshaushalts- 
plan für 1950 zu belasten, andererseits aber die Möglichkeit außer 
Betracht zu lassen, daß auch das laufende Rechnungsjahr mit einem 
Überhang abschließen wird. 

Der Alliierte Haushalt für das Rechnungsjahr 1950 (Einzelplan 
XXIV) müßte an sich um den Betrag des zu erwartenden und vom 
Bundeshaushaltsplan 1951 zu tragenden Überhangs gekürzt wer- 
den. Dies würde jedoch mit den Anordnungen des Rates der Alli- 
ierten Hohen Kommission nicht vereinbar sein, der in der Note 
vom 8. März 1950 bestimmt hat, daß mit den von ihm der Bun- 
desregierung bekanntgegebenen Ausgaben „der Bundeshaushalt für 
innere Besatzungskosten und für innere Auftragsausgaben im Rech- 
nungsjahr vom 1. April 1950 bis 31. März 1951 belastet werden 
soll“. 

Der haushaltsmäßige Ausgleich mußte daher in der Bemessung des 
Ausgabenansatzes für die Auslaufzeit 1949 gefunden werden. 

IV. Sonstige Kriegsfolgekosten für das Rech- 
nungsjahr 1950 

Neben den Besatzungskosten und Auftragsausgaben, die, soweit sie 
sich auf das Rechnungsjahr 1950 beziehen, im Einzelplan XXIV 
und, soweit sie sich auf die Auslaufzeit 1949 beziehen, im Einzel- 
plan XXV des Bundeshaushaltsplans veranschlagt werden sollen, 
entstehen im Zusammenhang mit der Besetzung weitere Ausgaben 
erheblichen Umfanges. 

Diese Ausgaben müssen in einem besonderen Einzelplan, nämlich 
im Einzelplan XXVII des Bundeshaushaltsplans veranschlagt wer- 
den, weil der Rät der Alliierten Hohen Kommission verlangt, daß 
die, von ihm als Besatzungskosten und Auftragsausgaben ausdrück- 
lich anerkannten Ausgaben von den sonstigen mit der Besetzung 
im Zusammenhang stehenden Ausgaben auch bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans klar voneinander abgegrenzt werden. 

Im Einzelplan XXVII sind die Ausgaben mit 150 800 000 DM ver- 
anschlagt. 
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V. Überleitungsgesetz 

In Übereinstimmung mit den Vorsdiriften der Satzung der Alli- 
ierten Hohen Kommission und der Note vom 8. März 1950 ist in 
dem auf Artikel 120 des Grundgesetzes gestützten Entwurf eines 
Bundesgesetzes zur Überleitung der Besatzungslasten, sonstiger 
Kriegsfolgelasten und von Steuern und Monopolerträgen auf den 
Bund (Überleitungsgesetz) bestimmt worden, daß mit Wirkung 
vom 1. April 1950 der Bund übernimmt: 

a) die Besatzungskosten und Auftragsausgaben, und zwar in- 
folge des dort niedergelegten Kassenprinzips einsdiließlidi 
der Besatzungskosten und Auftragsausgaben der Auslauf- 
zeit 1949, 

b) im einzelnen aufgeführte Aufwendungen, die durch eine An- 
ordnung der Besatzungsmadit verursacht sind und im Zu- 
sammenhang mit der Besetzung stehen (Sonstige Kriegs- 
folgelasten). 

Der Entwurf des Überleitungsgesetzes liegt zur Zeit dem Bundestag 
zur Beschlußfassung vor. 

"VI. Durchführung der Aufgaben auf dem Ge- 
biete der B e s a t z u n g s 1 a s t e n 

Nach einem zwischen der Bundesregierung und den Landesregie- 
rungen am 16. März 1950 für die Dauer des Rechnungsjahres 1950 
abgeschlossenen Verwaltungsabkommen (MinBlFin. S. 202) führen 
mit Wirkung vom 1. April 1950 die Länder in ihrem Gebiet unbe- 
schadet der Zuständigkeit des Bundes die Verwaltungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Besatzungslasten durch. In diesem Verwaltungs- 
abkommen haben die Landesregierungen dem Bundesminister der 
Finanzen ein Weisungs- und Aufsichtsrecht eingeräumt. 


B. Verhandlungen mit den Alliierten 
I. Allgemeines 

1. Der Herr Bundeskanzler hatte erstmalig in einer Besprechung 
mit den Alliierten Hohen Kommissaren am 12. Januar 1950 auf 
dem Petersberg den Vorschlag gemacht, einen „Gemischten Aus- 
schuß'* für Beratungen über Fragen auf dem Gebiete der Be- 
satzungslasten einzusetzen. 

Die Alliierten Hohen Kommissare lehnten diese Bitte mit der 
Begründung ab, es handele sich bei den Besatzungslasten nach 
dem Besatzungsstatut um ein dem Rat der Alliierten Hohen 
Kommission selbst vorbehaltenes Gebiet. Sie erklärten sich aber 
damit einverstanden, durch alliierte und deutsche Sachverstän- 
dige gewisse technische Fragen erörtern zu lassen. 

Im Anschluß an diese Besprechung teilte der Geschäftsführende 
Vorsitzende des Rates der Alliierten Hohen Kommission in 
einer Note vom 23. Februar 1950 — AGSEC (50) 339 — dem 
Herrn Bundeskanzler folgendes mit: 

a) Entscheidungen über Besatzungslastenangelegenheiten tref- 
fen ausschließlich die Besatzungsmächte. 

b) Tatsächliche alliierte Erfordernisse, die Gegenstand des Alli- 
ierten Haushalts sind, werden ausschließlich durch die Alli- 
ierte Hohe Kommission entschieden. 
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c) Die Einsetzung eines Gemischten Ausschusses für die Über- 
prüfung von Fragen auf dem Gebiet der Besatzungslasten 
kann nicht genehmigt werden. 

d) Der Rat der Alliierten Hohen Kommission erklärt sich aber 
bereit, deutsche Sachverständige zur Erörterung gewisser 
technischer Fragen auf dem Gebiete der Besatzungslasten 
zu empfangen. 

Der Bundeskanzler erklärte sich in der Erwägung, daß es not- 
wendig sei, mit der Alliierten Seite überhaupt in das Gespräch 
2 .U kommen, in einer Note vom 18. März 1950 — 3302/2275/ 
50 — bereit, auf der vorgeschlagenen Grundlage zu verhandeln. 
Zugleich bat er darum, nunmehr Sachverständige des Bundes- 
ministeriums der Finanzen zu empfangen. 

Der Generalsekretär des Rates der Alliierten Hohen Kommis- 
sion erwiderte in einer Note vom 23. März 1950 — AGSEC 
(50) 532 — , daß die 1. Sitzung des zuständigen Alliierten Unter- 
ausschusses für Besatzungskosten mit den Sachverständigen des 
Bundesministeriums der Finanzen am 27. März 1950 im Haupt- 
quartier des Amerikanischen Hohen Kommissars in Frankfurt 
stattfinden solle. 

-2. In dieser 1. Sitzung wurde neben einigen allgemeinen tech- 
nischen Fragen das Verfahren für die künftigen Sitzungen er- 
örtert und festgelegt. In der Folgezeit hielt der Alliierte Unter- 
ausschuß für Besatzungskosten weitere Sitzungen mit den Sach- 
verständigen des Bundesministeriums der Finanzen ab, und 
zwar: 

a) die 2. Sitzung am 25. April 1950 im Hauptquartier des Bri- 
tischen Hohen Kommissars in Wahnerheide, 

b) die 3. Sitzung am 1. Juni 1950 im Hauptquartier des Ameri- 
kanischen Hohen Kommissars in Frankfurt (Main), 

c) die 4. Sitzung am 7. Juli 1950 auf dem Petersberg, 

d) die 5. Sitzung am 26. Juli 1950 auf dem Petersberg. 

An einigen dieser Sitzungen hat sich auch ein Vertreter des 
Bundeskanzleramtes, Dienststelle ' für Auswärtige Angelegen- 
heiten, beteiligt. 

3. Für jede Sitzung wird eine vom Alliierten Unterausschuß für 
Besatzungskosten festgelegte Tagesordnung auf gestellt.' Dem 
Bundesministerium der Finanzen wird Gelegenheit gegeben, 
dem Alliierten Unterausschuß für Besatzungskosten vor jeder 
Sitzung Vorschläge für die Aufstellung der Tagesordnung zu 
unterbreiten. Die auf die Tagesordnung gesetzten Fragen wer- 
den in der Regel eingehend behandelt, geklärt und, vorbehalt- 
lich schriftlicher Bestätigung, entschieden, sofern nicht zuvor 
aridere Ausschüsse der Alliierten Hohen Kommission beteiligt 
werden müssen. Fragen, die nach Ansicht des Alliierten Unter- 
ausschusses für Besatzungskosten mehr politische und nicht tech- 
nische Einzelheiten zum Gegenstand haben, oder sich auf eine 
von dem Rat der, Alliierten Hohen Kommission oder von dem 
dem Unterausschuß übergeordneten Finanzausschuß bereits ge- 
troffene Entscheidung beziehen, werden im allgemeinen nur zur 
Kenntnis genommen mit dem Bemerken, daß sie an höherer 
Stelle mit der Bitte um Überprüfung vorgetragen würden. 
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Da die angeschnittenen Fragen in finanzieller und rechtlicher 
Hinsicht zumeist sehr schwierig sind und sowohl die alliierten 
als auch die deutschen Vertreter genügend Zeit für eine sorg- 
fältige Vorbereitung benötigen, besteht im Augenblick nur die 
Möglichkeit, monatlich eine Sitzung des Alliierten Unteraus- 
schusses für Besatzungskosten abzuhalten. 

4. Darüber hinaus finden beim Bundesministerium der Finanzen 
oder in den Hauptquartieren der Hohen Kommissare laufend 
nach Bedarf Besprechungen mit den einzelnen Mitgliedern des 
Alliierten Unterausschusses statt. Bei diesen Besprechungen 
werden vor allem Fragen von zonaler Bedeutung erörtert. Eine 
große Anzahl von Fragen wird auf schriftlichem Wege einer 
Klärung zugeführt. Dieser Schriftwechsel nimmt von Monat 
zu Monat an Umfang zu. 

5. Die Verhandlungen des Bundesministeriums der Finanzen mit 
den Alliierten haben den 'Zweck, finanz- und haushaltsrechtliche 
sowie materiell- und verfahrensrechtliche Besatzungslasten- 
fragen von grundsätzlicher Bedeutung in den durch das Besat- 
zungsstatut gezogenen Grenzen zu klären und einer Entschei- 
dung zuzuführen. Das Ziel dieser Verhandlungen ist im wesent- 
lichen folgendes: 

In finanz- und h a u s h a 1 1 s r e c h 1 1 i ch e r Hin- 
sicht 

a) Feste Begrenzung (Limitierung) des Alliierten Haushalts. 

b) Anpassung der Alliierten Haushaltsbestimmungen an die Be- 
stimmungen des Deutschen Haushaltsrechts. 

c) Verlagerung der Ausgaben in den Alliierten Haushalt, die 
sich materiell als Besatzungskosten oder Auftragsausgaben 
darstellen, aber von dem Rat der Alliierten Hohen Kom- 
mission als solche nicht anerkannt und daher außerhalb des 
Alliierten Haushalts als „Sonstige Kriegsfolgelasten'" in dem 
Bundeshaushalt verrechnet werden müssen. 

d) Echte Senkung der Besatzungskosten und Auftragsausgaben 
des Alliierten Haushalts auf ein erträgliches Maß. 

e) Sammlung und Sichtung sowie rechtzeitige Vorlage des ein- 
schlägigen Materials für die Aufstellung des Alliierten Haus- 
halts des Rechnungsjahres 1951 zur Vermeidung eines neuen 
Haushaltsdiktats, 

In materiell- und v e r f a h r e n s r e c h 1 1 i c h e r 
Hinsicht 

a) Vereinheitlichung der Grundsätze über die Bemessung von 
angemessenen Vergütungen für Besatzungsleistungen und 
von angemessenen Entschädigungen für Besatzungsschäden, 
und zwar durch ein Bundesgesetz. 

b) Vereinheitlichung der Lohn- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitskräfte im Dienste der Besatzungsmächte, und zwar 
durch eine zwischen dem Bundesministerium der Finanzen 
und den Gewerkschaften abzuschließende und von dem Rat 
der Alliierten Hohen Kommission zu genehmigende Kollek- 
tivregelung. 

c) Festsetzung und Auszahlung der Vergütungen und Entschä- 
digungen für Besatzungsleistungen und Besatzungsschäden 


8 



durch deutsche Dienststellen in eigener Verantwortung 
unter der Oberkontrolle der Besatzungsmächte nach ein- 
heitlichen, von der Bundesregierung zu erlassenden und von 
dem Rat der Alliierten Hohen Kommission zu genehmigen- 
den Vorschriften, die auch einen Verwaltungsrechtsschutz 
für die Leistungspflichtigen und Geschädigten vorsehen. 

d) Neuordnung des Alliierten Beschaffungsverfahrens bei Sach- 
und Werkleistungen einschließlich Bauleistungen unter 
weitestgehender Einschaltung der deutschen Dienststellen 
sowie Aufstellung eines Güterwirtschaftsplans als Grundlage 
für den Finanzhaushaltsplan. 

6. Das Bundesministerium der Finanzen hat bei seinen bisherigen 
Verhandlungen mit dem Alliierten Unterausschuß für Besat- 
zungskosten und seinen Mitgliedern folgenden allgemeinen Ein- 
druck gewonnen: 

a) Die Hohen Kommissare vertreten — ebenso wie die Militär- 
gQuverneure — zu wichtigen Fragen des Besatzungslasten- 
rechts unterschiedliche Auffassungen. Mit Rücksicht darauf 
aber, daß die Besatzungslasten mit Wirkung vom 1. April 
1950 durch den Bund finanziert werden, sind die Hohen 
Kommissare geneigt, die daraus notwendigen Folgerungen zu 
ziehen und sich unter Zurückstellung erheblicher eigener, 
sich aus der verschiedenartigen zivilen und militärischen Or- 
ganisation ergebender Bedenken entsprechend den deutschen 
Wünschen zu koordinieren. 

b) Das Schwergewicht in Fragen des Besatzungslastenrechts ver- 
lagert sich von den Landes- und zonalen Besatzungsdienst- 
stellen in zunehmendem Maße auf die Alliierte Hohe Kom- 
mission. Die Alliierte Hohe Kommission ist bestrebt, sich 
gegenüber den nachgeordneten zivilen und auch militä- 
rischen Dienststellen durchzusetzen. 

c) Die Alliierten Dienststellen erkennen, daß das Bundesmini- 
sterium der Finanzen in engem Einvernehmen mit den an- 
deren beteiligten Bundesressorts und den Landesfinanzmini- 
stern handelt und loyal, aber nachdrücklich und mit ein- 
wandfreien Argumenten den „Deutschen Standpunkt^' ver- 
tritt. 

d) Die Alliierte Seite dürfte sich darüber klar geworden sein, 
daß die Fragen des Besatzungslastenrechts, die sich auf der 
Ebene der Sachverständigen nicht befriedigend lösen lassen, 
zu gegebener Zeit der deutschen Öffentlichkeit bekannt- 
gegeben und auch im Deutschen Bundestag unter politischen 
Gesichtspunkten behandelt werden. 

11. Deutsche Vorschläge und Alliierte Ent- 
scheidungen 

Es ist mir nicht möglich, in diesem Rahmen auf alle Vorschläge, die 
von Deutscher Seite bereits gemacht worden sind, näher einzugehen, 
zumal über manche Fragen noch verhandelt oder eine bereits in Aus- 
sicht gestellte schriftliche Entscheidung mir noch nicht bekannt 
gegeben worden ist. 

Ich muß mich daher hier darauf beschränken, einige wichtige Vor- 
schläge und die dazu ergangenen Entscheidungen der Alliierten Seite 
mitzuteilen, die vor allem im Hinblick auf die Beschlüsse des Deut- 
schen Bundestages vom 2. Juni 1950 von Bedeutung' sind. 
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Finanz- und Haushaltsfragen 

1. Höh edes Alliierten Haushal-ts und Vorbehalt 
von Ergänzungsvoranschlägen 

Der Alliierte Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaushalt 
für das Rechnungsjahr 1950 schließt mit einem Ausgabenbetrag 
von 4 048 558 500 DM ab. 

Die darin an sich liegende Begrenzung der Höhe der Besatzungs- 
kosten und Auftragsausgaben erfährt aber eine wesentliche Ein- 
schränkung dadurch, daß der Rat der Alliierten Hohen Kom- 
mission in der Anlage B der Note vom 8. März 1950 — AGSEC 
(50) 437 — sich allgemein Vorbehalten hat, „in jedem Augenblick 
des Rechnungsjahres zusätzliche Mittel anzufordern, um Voran- 
schläge über zusätzliche Ausgaben decken zu können“ und in der 
Note selbst die Stellung von Ergänzungsvor^nschlägen für die 
Ausgaben auf dem Ge))iete des Transport- und Fernmelde- 
wesens für den Fall einer Erhöhung der Tarife bereits ange- 
kündigt hat. 

Der allgemeine Vorbehalt von Ergänzungsvoranschlagen be- 
deutet eine dauernde Gefahr für die sachgemäße Durchführung 
eines ausgeglichenen Bundeshaushaltsplans. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat daher den Alliierten 
Unterausschuß für Besatzungskosten um Mitteilung gebeten, ob 
die Vermutung richtig ist, daß bei gleichbleibenden Verhältnissen 
der Alliierte Haushalt die Grundlage der Ausgaben darstellt, ■ so 
daß der Vorbehalt der Einreichung von Ergänzungsvoranschlägen 
nur für den Fall einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse 
Bedeutung besitzt. Das Bundesministerium der Finanzen hat 
ferner angefragt, ob im Falle der Notwendigkeit eines Er- 
gänzungsvoranschlags der Bundesregierung Gelegenheit zu einer 
Stellungnahme gegeben wird. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat diese 
Fragen noch nicht auf die Tagesordnung gesetzt. Sie konnten 
deshalb bisher nicht behandelt werden. 

Der Finanzberater des Britischen Hohen Kommissars hat in einem 
Schreiben vom 8. Juli 1950 mitgeteilt, daß die Aufstellung eines , 
Ergänzungsvoransdilags wegen der auf unseren Vorschlag als 
Auftragsausgaben des Alliierten Haushalts anerkannten Bau- 
kosten des zweiten Union-Bauvorhabens durchaus im Bereich des 
Möglichen liege. 

Ich habe ferner davon Kenntnis erhalten, daß der Amerikanische 
Hohe Kommissar gegenwärtig prüft, ob die Aufstellung eines 
Nachtragshaushalts wegen der Ausgaben für die noch in der Be- 
treuung der IRO nach dem 30. Juni 1950 verbliebenen heimat- 
losen Ausländer notwendig sei. 

2. Übertragbarkeit der Haushaltsmittel inner- 
halb des Rechnungsjahres (Deckungsfähig- 
keit) 

Nach der Anlage B der Note vom 8. März 1950 „kann jeder 
Hohe Kommissar in jedem Augenblick des Rechnungsjahres Über- 
tragungen von einer Haushaltsposition auf eine andere innerhalb 
seiner Zone vornehmen“. 

Nach deutschem Haushaltsrecht (§ 6 Absatz 3 der Reichswirt- 
schaf tsbestimmungen) ist eine Übertragung von einer Position 
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auf eine andere nur zulässig, wenn ähnliche oder nahe verwandte 
Aufgaben zu erfüllen sind. Damit würde beispielsweise eine 
Übertragung von Mitteln für Arbeitskräfte auf Mittel für die 
Beschaffung von Sach- und Werkleistungen nidit zulässig sein. 
Barmittel (Pausdizahlungen) kämen für eine Übertragung über- 
haupt nidit in Betracht. 

Die Zulassung der allgemeinen Übertragbarkeit hat den Nachteil, 
daß Einsparungen, die auf Grund gemeinsamer alliierter und 
deutscher Bemühungen bei einer Haushaltsposition erzielt werden, 
den Anreiz dazu bieten, bei einer anderen Position Mehrausgaben 
zu machen, und zwar audi dann, wenn dies an sich nicht not- 
wendig wäre. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat daher gebeten, die all- 
gemeine Übertragbarkeit auszuschließen oder doch wenigstens 
unter Berücksiditigung der Grundsätze des deutschen Haushalts- 
rechts einzuschränken. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat in seiner 
Sitzung am 25. April 1950 mitgeteilt, daß es sich hierbei um 
eine Entscheidung des Rates der Alliierten Hohen Kommission 
handele, die weder ' aufgehoben noch eingeschränkt werden 
könne. Er hat aber zugesagt, das Bundesministerium der Fi- 
nanzen von Übertragungen rechtzeitig zu unterrichten, 
Übertragungen sind bisher nicht festgestellt worden und wer- 
den, wenn überhaupt, vermutlich erst am Schluß des Rech- 
nungsjahres durchgetührt werden. 

3. Übertragbarkeit der Haushaltsmittel auf 
das folgende Rechnungsjahr 

in der Anlage B der Note vom 8. März 1950 ist bestimmt, daß 
die für ein Kechnungsjahr angeforderten, während dieses Rech- 
nungsjahres aber nicht verbrauchten Mittel während des ganzen 
folgenden Jahres zur Verfügung stehen müssen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat gebeten, die 
Übertragbarkeit jedenfalls bei den Mitteln für Arbeitskräfte 
und für Barzahlungen (Pauschzahlungen) auszuschließen, weil 
sonst die von den Besatzungsmächten und der Bundesregierung 
für notwendig erachtete sparsame Bewirtschaftung der Haus- 
haltsmittel vereitelt werden würde. 

Auch in diesem Falle hat der Alliierte Unterausschuß für Be- 
satzungskosten den Antrag des Bundesministeriums der Finan- 
zen unter Hinweis auf die bereits vorliegende Entscheidung des 
Rates der Alliierten Hohen Kommission abgelehnt. 

Daraus ist zu folgern, daß — ebenso wie früher die Militär- 
gouverneure die Zonenhaushalte — die Alliierte Hohe Kom- 
mission den Alliierten Flaushalt für das Rechnungsjahr 1950 
nicht voll au«schöpfen wird. Dafür spricht übrigens auch das 
Ergebnis der Statistik über die in der Zeit vom 1. April bis 
31. Juli 1950 gebuchten Besatzungskosten und Auftragsaus- 
gaben. 

4. Verlagerung von Ausgaben in den Alliierten 
Haushalt 

Das Bundesministerium der Finanzen ist bestrebt, gewisse Aus- 
gaben, die nach den Bestimmungen des Rates der Alliierten 
Hohen Kommission in dem Haushalt der Sonstigen Kriegsfolge- 
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lasten (Einzelplan XXVII) veranschlagt werden müssen, in den 
Alliierten Haushalt zu verlagern, um in Übereinstimmung mit den 
anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts eine wahrheitsgemäße 
Darstellung der Besatzungskosten und Auftragsausgaben zu er- 
möglichen und auf diese Weise auf eine nachhaltige Senkung der 
Besatzungslasten hinzuwirken. Hinzu kommt, daß die Frage der 
zutreffenden Buchung der Besatzungslasten auch für ihre end- 
gültige Behandlung in einem künftigen Friedensvertrag von ent- 
scheidender Bedeutung sein kann. 

Es handelt sich im wesentlichen um folgende Ausgaben: 

a) Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung 

In der Anlage B der Note vom 8. März 1950 ist ohne nähere 
Begründung bestimmt, daß die Arbeitgeberanteile zur Sozial- 
versicherung für die Arbeitskräfte im Dienste der Besatzungs- 
mächte, die sich in diesem Rechnungsjahr voraussichtlidi auf 
mehr als 95 Millionen DM belaufen werden, weder den Be- 
satzungskosten noch den Auftragsausgaben des Alliierten 
Haushalts angelastet werden dürfen. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat unter Hinweis auf 
die Grundsätze des Völkerrechts und des innerdeutschen 
Arbeits- und Sozialrechts beantragt, die Arbeitgeberanteile 
als Besatzungskosten des Alliierten Haushalts anzuerkennen. 
Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat mit 
Rücksidit auf die bereits vorliegende Entscheidung des Rates 
der Alliierten Hohen Kommission den Antrag abgelehnt. Er 
hat zugleich darauf hingewiesen, daß die Arbeitgeberanteile 
in der amerikanischen und britischen Zone als Besatzungs- 
kosten schon bisher nicht anerkannt waren und die Lohn- 
steuern nadi der Note vom 8. März 1950 nunmehr einheitlich 
in allen Zonen als Besatzungskosten ab 1. April 1950 gebucht 
werden dürfen. 

b) Union-Bauvorhaben in der britischen Zone 

Der Britische Hohe Kommissar hatte verlangt, das jetzt an- 
gelaufene zweite Union-Bauvorhaben mit einem Kostenauf- 
wand von etwa 40 Millionen DM außerhalb des Alliierten 
Haushalts zu finanzieren, weil das erste Union-Bauvorhaben 
aus den ordentlichen Länderhaushalten finanziert worden war. 
Das Bundesministerium der Finanzen hat unter Hinweis 
darauf, daß Befehlsmaßnahmen nur zu Lasten des Alliierten 
Haushalts finanziert werden können, diese Bitte abgelehnt. 
Der Britische Hohe Kommissar hat nunmehr mitgeteilt, daß 
beschlossen sei, die Baukosten für das zweite Union-Bauvor- 
haben als Auftragsausgaben des Alliierten Haushalts anzuer- 
kennen und buchen zu lassen. 

c) Finanzierung der Wohnungsneubauten zu Lasten des Auf- 
tragsausgabenhaushalts 

Das Bundesministerium der Finanzen hat in seinen Vor- 
schlägen vom 10. Mai 1950 seinen Standpunkt zur Frage der 
Finanzierung von Wohnungsneubauten für die Besatzungs- 
mächte zu Lasten des Auftragsausgabenhaushalts und der 
Finanzierung der Wohnungsneubauten außerhalb des Auf- 
tragsausgabenhaushalts dargelegt und darauf hingewiesen, daß 
1, die Grunderwerbskosten und die Kosten der Aufschilie- 
ßung zusammen mit den reinen Baukosten aus dem 
Alliierten Haushalt finanziert werden müßten, 
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2. die Bauleitungskosten (Kosten für Planung, Leitung und 
Überwachung) als Besatzungskosten oder Auftragsaus- 
gaben anerkannt werden müßten, und zwar auch dann, 
wenn deutsche Behörden, (Bauämter) beteiligt seien, 

3. die gegenwärtige Finanzlage des Bundes es nicht gestatte, 
im Rechnungsjahr 1950 Bundesmittel für eine Finan- 
zierung von Wohnungsneubauten für die Besatzungs- 
mächte außerhalb des Auftragsausgabenhaushalts zur 
Verfügung zu stellen. 

In seinen Vorschlägen vom 15. Juni 1950 hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen mit Rücksicht auf die besondere 
Dringlichkeit nochmals darum gebeten, die Frage der Über- 
nahme der Grunderwerbskosten einschließlich der Auf- 
schließungskosten sowie der Übernahme der Bauleitungs- 
kosten auf den Auftragsausgabenhaushalt zu entscheiden. 

In der Sitzung am 7. Juli 1950 hat der Alliierte Unteraus- 
schuß für Besatzungskosten darauf mitgeteilt und in einem 
Memorandum vom 11. Juli 1950 bestätigt, daß die Be- 
satzungsmächte nicht die Absicht hätten, Eigentümer der er- 
richteten Neubauten zu werden. Aus diesem Grunde 
komme eine Übernahme der Kosten für den Erwerb von 
Baugrundstücken zu Lasten des Auftragsausgabenhaushalts 
nicht in Betracht. Es werde vielmehr dem Bund anhelm- 
gestellt, den Grund und Boden zu erwerben, um Eigen- 
tümer zu werden. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat ferner 
mitgeteilt, daß, die Frage der Übernahme der Auf schließungs- 
kosten zu Lasten des Alliierten Haushalts von der Alliierten 
Hohen Kommission noch geprüft werde. Ein Teil dieser 
Kosten solle zu Lasten des Alliierten Haushalts gebucht 
werden, dagegen würden andere als kostenlose Dienste der 
deutschen Behörden angesehen werden. Eine schriftliche 
Entscheidung darüber soll mir in Kürze zugehen. 

d) Trinkwasserchlorierung in der amerikanischen Zone 

Die Kosten für die Trinkwasserchlorierung in der amerika- 
nischen Zone sind im Einzelplan XXVII des Bundeshaus- 
haltsplans veranschlagt worden, da die US-Besatzungsmacht 
die Auffassung vertritt, daß es sich bei diesen Maßnahmen 
um sogenannte „Kostenlose Dienste“ handele, die nach An- 
lage B der Note vom 8. März 1950 außerhalb des Alliierten 
Haushaltes zu finanzieren sind. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat im Hinblick auf 
die Verhältnisse m der britischen und der französischen 
Zone und nach Auswertung von entsprechenden Sachver- 
ständigengutachten mit Schreiben vom 2. Juli 1950 bei dem 
Amerikanischen Hohen Kommissar darum nachgesucht, ent- 
weder die Trinkwasserchlorierung in der amerikanischen 
Zone einzustellen oder die anfallenden Kosten zu Lasten des 
Alliierten Haushalts finanzieren zu lassen. 

Der vom Bundesministerium der Finanzen eingebrachte 
Vorschlag wird zur Zeit von den zuständigen Dienststellen 
des Amtes des Amerikanischen Hohen Kommissars und der 
Amerikanischen Armee geprüft. Eine Entscheidung soll 
demnächst ergehen. 
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Dem Deutschen Bundestag ist in dieser Angelegenheit ein 
Antrag der Abgeordneten Dr. Jaeger, Strauß und Genossen 
zur Beschlußfassung zugeleitet worden (siehe Durcksache 
Nr. 942 vom 12. Mai 1950). 

e) Umzugskosten im Zusammenhang mit Grundstücksrequi- 
sitionen 

Im' Gegensatz zur britischen Zone werden in der amerika- 
nischen Zone, teilweise auch in der franzÖsisdien Zone, die 
im Zusammenhang mit einer Grundstücksrequisition ent- 
stehenden Kosten für den Umzug, den Rückumzug sowie 
fün die Lagerung von Einrichtungsgegenständen während 
der Dauer der Requisition nidit als Besatzungskosten aner- 
kannt. 

In der Sitzung des Alliierten Unterausschusses für Besat- 
zungskosten am 26. Juli 1950 ist über die Angelegenheit 
bereits gesprochen worden. Nach Eingang der inzwisdien 
angeforderten Stellungnahmen der Landesfinanzminister 
^llen dem Amerikanischen und dem Französischen Hohen 
Kommissar entsprechende Vorschläge unterbreitet werden. 

5. Maßnahmen zur Senkung der' Besatzungs- 
lasten 

Im Rahmen der vom Bundesministerium der Finanzen er- 
strebten Senkung der Besatzungslasten sind auf der Sachver- 
ständigenebene dem Alliierten Unterausschuß für Besatzungs- 
kosten unter anderem folgende Vorschläge unterbreitet worden: 

a) Auflösung der US-Lohnstellen 

Das Bundesministerium der Finanzen hat die Auflösung der 
US-Lohnstellen beantragt, da, wie sich auch aus einem Be- 
richt des Rechnungshofs im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 
ergibt, die Ausgaben an Löhnen und Gehältern für die 
zivilen Arbeitskräfte bei der US-Besatzungsmacht seit der 
Übernahme der Lohnstellen durch die amerikanischen 
Dienststellen wesentlich gestiegen sind. 

Schon aus diesem Grund müsse die Verantwortung für die 
Einstufung und Bezahlung wieder in die Hände der 
deutschen Behörden der Besatzungslastenverwaltung (Lohn- 
stellen) gelegt werden, wie das auch in der britischen und 
der französischen Zone der Fall sei. Hinzu komme, daß die 
Verwaltungskosten der US-Lohnstellen gegenüber den Ver- 
waltungskosten der ehemaligen Lohnstellen bei den Be- 
satzungskostenämtern wesentlich gestiegen seien. 

In der Sitzung am 25. April 1950 hat sich der Alliierte 
Unterausschuß für Besatzungskosten bereit erklärt, nach 
Durchführung von w^eiteren Prüfungen durch den Rech- 
nungshof im Vereinigten Wirtschaftsgebiet Vorschläge und 
Unterlagen entgegenzunehmen, aus denen ersichtlich ist, daß 
die Lohnstellen für die Zivilbeschäftigten bei der Amerika- 
nischen Besatzungsmacht besser unter deutsche als unter 
amerikanische Verwaltung gestellt werden. 

Im übrigen ist zu erwarten, daß diese Angelegenheit ent- 
sprechend den deutschen Wünschen durch die Alliierte Hohe 
Kommission geregelt wird, wenn die Kollektivregelung ge- 
nehmigt werden sollte. 
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b) Neuregelung des Beschaffungsverfahrens für Sadi- und 
Werkleistungen, insbesondere bei Neubauten für die Be- 
Satzungsmächte 

Das Bundesministerium der Finanzen hatte bereits in seinen 
Vorschlägen vom 25. April 1950 dem Alliierten Unteraus- 
schuß für Besatzungskosten mitgeteilt, daß sich wesentliche 
Einsparungen erzielen lassen würden, wenn die Beschaffung 
der Sach- und Werkleistungen, insbesondere auf dem ge- 
werblichen Sektor, in deutsche Hände gelegt und dadurch 
die Möglichkeit geschaffen würde, die Aufträge im Wege 
öffentlicher Ausschreibung zu vergeben. Das Bundes- 
ministerium der Finanzen hat ferner den Antrag gestellt, 
einen Güterwirtschaftsplan im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft aufzustellen. 

Unter Hinweis auf den Beschluß des Deutschen Bundesrates 
vom 14. April 1950 über die „Beteiligung deutscher Stellen 
bei der Vergebung von Aufträgen der Besatzungsmächte" 
hat das Bundesministerium der Finanzen bei dem Alliierten 
Unterausschuß für Besatzungskosten angeregt, den Fragen- 
komplex der Beschaffung der von den Besatzungsmächten 
angeforderten Sach- und Werkleistungen zum Gegenstand 
einer besonderen Verhandlung unter Hinzuziehung des 
Alliierten Wirtschaftsausschusses des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und des Rechnunghofs Im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet zu machen. 

In einem Ergänzungsvorschlag vom 30. Juni 1950 hat das 
Bundesministerium der Finanzen dem Alliierten Unteraus- 
schuß für Besatzungskosten ferner einen ausführlichen Vor- 
schlag für eine vom Rat der Alliierten Hohen Kommission 
zu erlassende „Anordnung über das Beschaffungsverfahren 
bei Neubauten für Zwecke der Besatzungsmächte" unter- 
breitet und darum nachgesucht, das Beschaffungsverfahren 
bei Neubauten für das gesamte Bundesgebiet zu verein- 
heitlichen und die Vergebung und Ausführung der Bauauf- 
träge den deutschen Behörden in eigener Zuständigkeit zu 
überlassen. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat sich 
bisher nur mit den Vorschlägen über das Beschaffungsver- 
fahren bei Neubauten für Zwecke der Besatzungsmächte 
befaßt. 

Die einzelnen Mitglieder des Alliierten Unterausschusses 
haben dazu In der Sitzung vom 26. Juli 1950 ihren Stand- 
punkt wie folgt dargelegt: 

1. Britische Zone 

Mr. Lisle, , UK-Mitglied des Alliierten Unterausschusses 
für Besatzungskosten, erklärte, daß das bereits bisher in 
der britischen Besatzungszone angewendete Verfahren 
sich nur wenig von dem Vorschlag des Bundes- 
ministeriums der Finanzen unterscheide. Auf britischer 
Seite vertrete man die Auffassung, daß der deutsche Ver- 
waltungsapparat zunächst noch verstärkt werden müßte, 
damit er in der Lage sei, die ihm bereits bis jetzt über- 
tragenen Aufgaben sachgemäß durchzuführen. 

Auf jeden Fall bestehe die britische Besatzungsmacht 
darauf, im einzelnen festzulegen, was sie benötige. Sie 
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sei nicht bereit, auf einer Basis zu verhandeln, die die 
Gefahr einschließen konnte, daß sie im Einzelfall weniger 
erhalte als ihre Bedürfnisse verlangten. 

Für den Bau von strategischen Anlagen behalte sich die 
britische Besatzungsmacht in jedem Fall ihre Entschei- 
dung vor. 

2. Amerikanische Zone 

Mr. Bartos, US-Mitglied des Alliierten Unterausschusses 
für Besatzungskosten, teilte mit, die US-Besatzungs- 
streitkräfte dürften nicht in die Lage gebracht werden, 
daß deutsche Dienststellen ihre Anforderungen über- 
prüften, kontrollierten oder abänderten. Dies beträfe 
sowohl die Dienstleistungen und Beschaffungen als auch 
die Neubauten, Die US-Dienststellen verträten die Auf- 
fassung, daß sie sowohl die allgemeine Planung als auch 
die Verantwortung für die Einzelheiten weiterhin be- 
halten müßten. Bei der Durchführung von Neubauten 
für Zwecke der Bcsatzungsmächte könnten deutsche Be- 
hörden zur Beratung von technischen Dingen in dem 
bisherigen Urnfang herangezogen werden, 

3. Französische Zone 

M. Mazodier, FR-Mitglied des Alliierten Unteraus- 
schusses für Besatzungskosten erklärte, daß die franzö- 
sischen Dienststellen bereit sein würden, deutsche Dienst- 
stellen für die technische Baudurchführung in Anspruch 
zu nehmen. Sie könnten aber nicht die Verantwortung 
auf deutsche Stellen übertragen, soweit Entscheidungen 
über die Auswahl der Unternehmer, die Entgegennahme 
der Rechnungen und insbesondere , die Durchsetzung 
ihrer Ansprüche in Betracht kämen. 

Die französische Besatzungsmacht habe bisher Sonder- 
bauämter in der französischen Zone für Baumaßnahmen 
der Armee in Anspruch genommen, mit Ausnahme für 
diejengen Baumaßnahmen, welche ausschließlich mili- 
tärischer Natur seien. Auf dem zivilen Sektor seien 
Sonderbauämter bisher wenig eingeschaltet gewesen. Die 
französische Besatzungsmacht sei jedoch bereit, die deut- 
schen Baubehörden auch für Bauvorhaben auf dem 
zivilen Sektor zu beteiligen, soweit es sich um technische 
Gesichtspunkte handele. 

Zu 1. — 3.: 

Unabhängig davon haben sich die Mitglieder des Unter- 
ausschusses für Besatzungskosten, und zwar Mr. Bartos 
nach erneuter Rücksprache damit einverstanden erklärt, 
über die Angelegenheit demnächst gesonderte Verhand- 
lungen unter Berücksichtigung der Verhältnisse ihrer 
Zonen mit den Sachverständigen des Bundesministeriums 
der Finanzen zu führen. 

c) Verbot der gemeinsamen Benutzung von 
Wohnraum clurch Angehörige derUS-Be- 
satzungsmacht und Deutsche 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Alliierten 
Unterausschuß für Besatzungskosten am 15. Juni 1950 unter 


16 



Hinweis auf den Wohnraumbedarf im Bundesgebiet und die 
Gepflogenheiten in der britischen und französischen Zone 
gebeten, das vom Europäischen Hauptquartier der ameri- 
kanischen Streitkräfte in Europa (EUCOM) erlassene Ver- 
bot der gemeinsamen Benutzung von Wohnraum durch 
Angehörige der US-Besatzungsmacht und der deutschen Be- 
völkerung (Circular 37 in der Fassung vom 10. März 1949) 
aufzuheben. 

Eine Entscheidung des Alliierten Unterausschusses für Be- 
satzungskosten zu dieser Frage steht noch aus. 

d) Leistungen zu Lasten des Besatzungs- 
kosten- oder Auftragsausgabenhaushalts 
an Einrichtungen und Personen, die nicht 
zur Besatzung gehören (Nominelle Requi- 
sitionen) 

In früheren Rechnungsjahren mußten zahlreiche Leistungen, 
insbesondere Nutzungsleistungen zu Lasten der Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalte an Einrichtungen 
und Personen erbracht werden, die nicht zu den Besatzungs- 
behörden, Besatzungstreitkräften und den Alliierten Streit- 
kräften im Sinne des Alliierten Gesetzes Nr. 2 vom 21. Sep- 
tember 1949 (Amtsblatt 19/49 Nr. 1, Seite 4) gehören. Das 
Bundesministerium der Finanzen hat deshalb unter Über- 
reichung einer entsprechenden Liste den Alliierten Unter- 
ausschuß für Besatzungskosten gebeten, die Angelegenheit 
nachzuprüfen. 

Im Anschluß daran haben der Amerikanische und der 
Britische Hohe Kommissar Vorschriften erlassen, nach denen 
mit Wirkung vom 1. Juli 1950 ab gewisse ausländische 
Firmen und Einzelpersonen verpflichtet sind, für die zu 
ihren Gunsten requirierten Räume und Einrichtungsgegen- 
stände Mieten an die Behörden der Besatzungslastenver- 
waltung zu zahlen (Nominelle Requisitionen). Nach Ab- 
lauf einer Übergangszeit von einem Jahr Ist beabsichtigt, 
diese Räume und Einrichtungsgegenstände auch formell frei- 
zugeben. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Französischen 
Hohen Kommissar gebeten, entsprechende Vorschriften zu 
erlassen. 

Materielle und verfahrensmäßige Fragen 

8. Regelung der Besatzungsleistungen und Be- 
satzungsschäden durch ein Bundesgesetz. 

Das Bundesministerium der Finanzen hatte bereits am 3. .April 
1950 dem Alliierten Unterausschuß für Besatzungskosten mit- 
geteilt, daß es beabsichtige, den Entwurf eines Bundes- 
gesetzes über die Bewirkung und Abgeltung von Besatzungs- 
leistungen und die Abgeltung von Besatzungsschäden aufzu- 
stellen und ihn dem Unterausschuß für Besatzungskosten vor- 
zulegen. Durch dieses Gesetz (einschließlich - etwaiger Durch- 
führungsverordnungen) sollten für das gesamte Bundesgebiet 
einheitliche Grundsätze für die Abgeltung der Besatzungs- 
leistungen und Besatzungsschäden und das dabei einzuhaltende 
Verwalt ungs verfahren festgelegt und dem Leistungspflichtigen 
und Besatzungsgeschädigten allgemein das Recht eingeräumt 
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werden, durch die zuständigen Verwaltungsgerichte Entschei- 
dungen der Behörden der deutschen Besatzungslastenverwaltung 
nachprüfen zu lassen. 

In der Sitzung am 25. April 1950 erklärte sich der Alliierte 
Unterausschuß bereit, den Entwurf des Bundesgesetzes ent- 
gegenzunehmen und zu studieren. Er wies jedoch dabei aus- 
drücklich darauf hin, daß die Entgegennahme des Entwurfs 
weder seine Annahme noch die Anerkennung eines Zuständig- 
keit des Bundes zum Erlaß eines solchen Gesetzes bedeute. 

In der Sitzung am 7. Juli 1950 hat der Alliierte Unteraus- 
schuß für Besatzungskosten erklärt, daß der Rat der Alliierten 
Hohen Kommission nunmehr selbst ein Alliiertes Gesetz über 
die Besatzungsschäden (einschließlich der Belegungschäden) er- 
lassen werde, und infolgedessen eine Zuständigkeit des Bundes 
zum Erlaß ^ines Bundesgesetzes insoweit nicht anerkennen 
könne. Er hat auf eine Rückfrage meiner Sachverständigen 
ferner erklärt, daß die Besatzungsleistungen durch alliierte Ver- 
waltungsanordnung geregelt seien, und er eine alliierte oder 
deutsche gesetzliche Regelung darüber nicht für notwendig er- 
achte. Dem stände nicht entgegen, auf dem Teilgebiet der Be- 
satzungsleistungen gewisse Tatbestände im Laufe der Zeit zu 
vereinheitlichen. 

In dem in Vorbereitung befindlichen Alliierten Gesetz über Be- 
satzungsschäden und Belegungsschäden sollen nach dieser Mit- 
teilung des Alliierten Unterausschusses für Besatzungskosten, 
die durch die Memoranden vom 29. Juni und 31. Juli 1950 
bestätigt worden ist, unter anderem folgende Fragen geregelt 
werden: 

a) Als Besatzungsschäden werden nunmehr auch in der fran- 
zösischen Zone — ebenso wie bisher schon in der amerika- 
nischen und britischen Zone — die Schäden anerkannt, die 
seit dem 1. August 1945 entstanden sind (in der franzö- 
sischen Zone war bisher der maßgebliche Stichtag der 
20. September 1945). 

b) Bei Sachschäden oind Sachverlusten aus der Zeit vor der 
Währungsreform sind einheitlich in allen Zonen die Ent- 
schädigungen Im Verhältnis 10 RM = 1 DM, also abge- 
wertet, festzusetzen. 

Dagegen werden die Kapitalabfindungen für Unfälle, die 
den Tod oder die dauernde Erwerbsunfähigkeit zur Folge 
hatten, und die sich vor der Währungsreform (21. Juni 
1948) ereigneten, für die jedoch eine Regelung erst nach der 
Währungsreform erfolgte, auf der Grundlage 1 DM für 
1 RM ausgezahlt. Dies bedeutet, daß in der amerikanischen 
Zone in den Fällen, in denen bei Personenschäden Kapital- 
abfindungen seit der Währungsreform abgewertet ausge- 
zahlt sind, eine entsprechende Nachzahlung erfolgen wird 
(vergl. auch die Bundestagsdrucksachen Nr. 1094 und 1217). 
Das Bundesministerium der Finanzen hat darauf sofort ge- 
beantragt, daß auch in den Fällen, in denen insbesondere 
in der ersten Zeit vor der Währungsreform Kapitalab- 
findungen ausgezahlt worden sind, Nachzahlungen in 
Irgendeiner Form zugelassen werden. 

c) Tn der britischen Zone soll nunmehr — entsprechend den 

Vorschlägen des Bundesministeriums der Finanzen — die 


18 



Gewährung von Entsdiädigungen für Belegungsschäden an 
Grundstücken, Gebäuden und Räumen zugelassen werden. 

Die durch die Regelungen, zu b und c dem Alliierten Haushalt 
zusätzlich erwachsenden Ausgaben dürften nicht unerheblidi 
sein. Ob diese Mehrbelastung zur Aufstellung eines Alliierten 
Nachtragshaushalts führen wird, ist noch ungewiß. 

In der erwähnten Sitzung am 7. Juli 1950 hat sich der Alliierte 
Unterausschuß für Besatzungskosten auf unsere Anregung da- 
mit einverstanden erklärt, den inzwischen im Bundesministe- 
rium der Finanzen fertiggestellten Referenten entwurf eines 
Bundesgesetzes über die Bewirkung und Abgeltung der Be- 
satzungsleistungen und die Abgeltung der Besatzungsschäden 
als Studienmaterial entgegenzunehmen. Das Bundesmini- 
sterium der Finanzen hat den Referentenentwurf inzwischen 
dem Unterausschuß mit der Bitte übermittelt, Ihm Ge- 
legenheit zu geben, zu dem in Vorbereitung befindlichen 
Entwurf des Allliierten Gesetzes vor seiner Verkündung unter 
technischen Gesichtspunkten Stellung zu nehmen. 

9. Kollektivregelung für die Arbeitskräfte Im 
Dienste der Besatzungs machte 

In den Vorschlägen vom 3. April 1950 hatte das Bundesmini- 
sterium der Finanzen den Alliierten Unterausschuß für Be- 
satzungskosten davon in Kenntnis gesetzt, daß es den Entwurf 
einer Kollektivregelung über die Lohn- und Arbeitsbedingun- 
gen der Arbeitskräfte im Dienste der Besatzungsmächte aus- 
gearbeitet habe und Ihn, sobald das Einvernehmen mit den 
Gewerkschaften hergestellt sei, dem Alliierten Unterausschuß 
für Besatzungskosten vorlegen werde. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten erklärte 
darauf In der Sitzung am 25. April 1950, daß er zur Ent- 
gegennahme des Entwurfs der Kollektivregelung bereit sei, sich 
aber Vorbehalten müsse, die Angelegenheit zunächst mit den 
anderen beteiligten Alliierten Ausschüssen zu beraten. 

Mit einem Schreiben vom 17. Mai 1950 hat das Bundesmini- 
sterium der Finanzen dem Alliierten Unterausschuß für Be- 
satzungskosten ferner einen Vorschlag über die Rechtsstellung 
der Arbeitskräfte und die Zuständigkeit der deutschen Be- 
hörden übermittelt. Die endgültige Stellungnahme zu diesem 
Vorschlag soll bis zur Vorlage des endgültigen Entwurfs der 
Kollektivregelung zurückgestellt werden. 

In der Sitzung am 26. Juli 1950 ist der Alliierte Unteraus- 
schuß für Besatzungskosten davon in Kenntnis gesetzt worden, 
daß die Kollektivregelung am 18. Juli 1950 von mir und 
den Gewerkschaften unterzeichnet und nach Abschluß der noch 
laufenden Verhandlungen über die Lohnhöhe für die Arbeiter 
und nach Genehmigung durch die Bundesregierung dem Rat 
der Alliierten Hohen Kommission und dem Alliierten Unter- 
ausschuß für Besatzungskosten vorgelegt werden würde. 

10. B a u m a ß n a h m e n an requirierten Privat- 
grundstücken während der Dauer der Requi- 
sition 

Die Eigentümer von requirierten privaten Gebäuden werden 
zur Tragung von Kosten herangezogen, soweit es sich um 
laufende Instandsetzungsarbeiten handelt, die durch die Be- 
satzungsmacht selbst durchgeführt werden. 
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In der Praxis hat die Anwendung dieses Grundsatzes häufig zu 
außerordentlichen Härten geführt. So werden in der ameri- 
kanischen Zone unter Bezug auf die EUCOM-Anordnung vom 
20. September 1949 die Eigentünier zu den Instandsetzungs- 
kosten häufig mit einem Betrag herangezogen, der weit über 
das hinausgeht, was sie normalerweise für^die Erhaltung ihrer 
Gebäude aufzuwenden pflegen. Das Bundesministerium der Fi- 
nanzen hat daher dem Alliierten Unterausschuß für Besatzungs- 
kosten einen Vorschlag vom 15. Juni 1950 unterbreitet, wonach 

a) die entstehenden Instandsetzungsarbeiten durch deutsche 
Baubehörden, mindestens aber unter ihrer Beteiligung und 
Aufsicht durchgeführt werden, 

b) die deutschen Baubehörden vor Ausführung der Arbeiten 
und die Grundstückseigentümer über die Verteilung der 
Kosten zu hören sind und die Verteilung der Kosten schrift- 
lich festgelegt wird, 

c) die Verteilung der Instandsetzungskosten nach den Grund= 
Sätzen von Recht und Billigkeit vorgenommen werden, 

d) Kosten für die Beseitigung von Schäden, die von den 
Leistungsberechtigten schuldhaft verursacht worden sind, 
von diesen selbst getragen werden müssen. 

Mr. Bartos, US-Mitglied des Alliierten Unterausschusses für Be- 
satzungskosten, hat in der Sitzung am 6. Juli 1950 mitgeteilt, 
daß dem Antrag des Bundesministeriums der Finanzen nicht 
entsprochen werden könne, daß er jedoch bereit sei, berechtigte 
Beschwerden von Besatzungsgeschädigten zu überprüfen und an 
die zuständigen Dienststellen weiterzuleiten. 

11. Bearbeitung der Belegungsschäden 

In der französischen und der amerikanischen Zone werden zwar 
die Belegungsschäden an Grundstücken abgegolten. Das Ver- 
fahren bis zur Ausstellung der Zahlungsdokumente nimmt je- 
doch zumeist erhebliche Zeit in Anspruch. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat daher den Alliierten 
Unterausschuß für Besatzungskosten gebeten, dafür Sorge zu 
tragen, daß sowohl in der amerikanischen als auch In der 
französischen Zone die Entschädigungsverfahren für Belegungs- 
schäden an Grundstücken beschleunigt durchgeführt werden, 
damit die Eigentümer der freigegebenen Grundstücke in die 
Lage versetzt werden, notwendige Instandsetzungsarbeiten so- 
fort durchführen zu lassen. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat in der 
Sitzung am 7. Juli 1950 mitgeteilt, daß diese Angelegenheit mit 
den zuständigen Dienststellen besprochen und sichergestellt 
worden ist, daß die eingehenden Anträge auf Auszahlung eines 
Entschädigungsbetrages für Belegungsschäden künftig beschleu- 
nigt bearbeitet werden. 

12. Mietvergütung für von der US-Luftwaffe 
requirierte Einrichtungsgegenstände 

In der amerikanischen Zone wurden bisher Mietvergütungen 
nur für von der US - A r m e e requirierte Einrichtungsgegen- 
stände bezahlt. Dagegen hatte die US - Luftwaffe die 
Zahlung solcher Mietvergütungen abgelehnt. 
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Das Bundesministerium der Finanzen hat darauf Mr. Bartos, 
US~Mitglied des Alliierten Unterausschusses für Besatzungs- 
kosten, anläßlich einer Besprechung am 17. Mai 1950 auf die 
Unmöglichkeit einer derartigen Handhabung hingewiesen. 

Mr. Bartos hat sich inzwischen mit den zuständigen Dienst- 
stellen der US-Luftwaffe in Verbindung gesetzt- Es ist nun- 
mehr ein Verfahren ausgearbeitet worden, wonach auch die 
Eigentümer von Enrichtungsgegenständen, die zur Zeit von der 
US-Luftwaffe requiriert worden sind, eine Nutzungsvergütung 
vom Tage der Inanspruchnahme ab erhalten. 

Mit der Auszahlung der Vergütungen ist inzwischen begonnen 
worden. 

13. Preisprüfung auf dem Gebiet derBesatzungs- 
leistungen und der B e s a t z u n g s s c h ä d e n 

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und den Preisbildungsstellen der Lander hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen folgende Leitsätze für die Preis- 
prüfung von Besatzungsaufträgen aufgestellt, die dem Alliierten 
Unterausschuß für Besatzungskosten demnächst zugeleitet 
werden sollen: 

a) Es wird angestrebt, daß in der amerikanischen und der 
französischen Zone Leistungen und Lieferungen an die Be- 
satzungsmächte durch deutsche Dienststellen vor ihrer Be- 
zahlung preislich überprüft werden, wie es in der britischen 
Zone bereits weitgehend gehandhabt wird. 

b) Zur Erreichung dieses Zieles sind die Beschaffungsvorschriften 
der amerikanischen und französischen Besatzungsmacht ent- 
sprechend zu ergänzen und den Beschaffungsanforderungen 
besondere Requisitionsbedingungen beizufügen, in denen 
vorgesehen ist, daß sich der Leistungspflichtige einer preis- 
lichen Überprüfung zu unterwerfen hat. 

c) Bei der Durchführung der Preisprüfung von Besatzungs- 
aufträgen sind die deutschen Rechtsvorschriften zu beachten. 

C. Stellungnahme zu den Beschlüssen des Deutschen Bundestages 

Zu den Beschlüssen des Deutschen Bundestages vom 2. Juni 
1950 nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Begrenzung der für ein Rechnungsjahr von 
den Alliierten an B e s a t z u n g s k o s t e n ange- 
forderten Haushaltsmittel und Ausschluß 
der Übertragbarkeit (Beschluß zu la) 

1. Begrenzung der Haushaltsmittel 

Das Bundesministerium der Finanzen hat diese Frage bereits in 
seine Vorschläge vom 3. April 1950 für die Aufstellung der 
Tagesordnung der 2. Sitzung des Alliierten Unterausschusses für 
Besatzungskosten aufgenommen. Der Alliierte Unterausschuß 
für Besatzungskosten hat aber die Frage bisher nicht auf die 
Tagesordnung gesetzt (vergl. meine Ausführungen oben 
zu B. 11. 1). 

In verschiedenen Besprechungen und Schreiben habe ich 
insbesondere die Finanzberater der Alliierten Hohen Kom- 
missare darauf hingewiesen, daß der Ausgleich des Bundeshaus- 
halts 1950 ernstlich gefährdet sein würde, wenn die Alliierte 
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Hohe Kommission der Bundesregierung Ergänzungsvoran- 
schläge zum Alliierten Haushalt vorlegen würde. Ich habe da- 
bei bemerkt, daß die Vorlage solcher Ergänzungsvoranschläge 
auch bei einer Durchführung von neuen, bei der Aufstellung 
des Alliierten Haushalts nodi nicht berücksichtigten Maßnah- 
men (z. B. bei dem zweiten Union-Bauvorhaben) entbehrlich 
sein würde, wenn sich die Alliierten Besatzungsmächte dazu 
entschließen würden, die von mir angeregten Sparmaßnahmen 
beschleunigt in Angriff zu nehmen. 

Ich behalte mir vor, die Angelegenheit zu gegebener Zeit noch- 
mals bei den Alliierten zur Sprache zu bringen. 

2. Ausschluß der Übertragbarkeit 

Die Frage des Ausschlusses der Übertragbarkeit von Haushalts- 
mitteln innerhalb eines Rechnungsjahres (Deckungsfähigkeit) 
und der Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln auf das folgende 
Rechnungsjahr ist in der Sitzung des Alliierten Unterausschusses 
für Besatzungskosten am 25. April 1950 eingehend erörtert 
worden. Der Alliierte Unterausschuß für Besatzun<^skosten hat 
erklärt, daß eine Abänderung der durch den Rat der Alliierten 
Hohen Kommission in det Note vom 8. März 1950 — AGSEC 
(50) 437 — getroffenen Entscheidungen nicht vorgenommen 
werden könnte (vergl. meine Ausführungen oben B II. 2 und 3). 
Mit Rücksicht auf die Verschiedenartigkeit des alliierten und 
deutschen Haushaltssvstems kann nicht damit gerechnet werden, 
daß der Rat der Alliierten Hohen Kommission im laufenden 
Rechnungsjahr seine Entscheidung ändern wird. 

II. Senkung der Besatzungslasten (Beschluß zu 

1 b) 

Dem Alliierten Unterausschuß’ für Besatzungskosten sind be- 
reits verschiedene Vorschläge unterbreitet worden, um eine 
echte Senkung der Besatzungslasten bei allen Leistungsarten 
zu ermöglichen. Ich darf insoweit auf meine Ausführungen oben 
zu B. II. 5 verweisen. 

Weitere Vorschläge zur Senkung der Besatzungslasten befinden 
sich in Arbeit und sollen dem Alliierten Unterausschuß für Be- 
satzungskosten demnächst vorgelegt werden. 

III. Regelmäßige Überprüfung der Beschlagnah- 
me von Sachgütern, Wohnungen und Grund- 
stücken mit dem Ziel der Freigabe des nicht 
mehr Benötigten und die Normen Über- 
schreitenden sowie Erlaß eines Bundes- 
gese’tzes über Vergütung und Entschädigung 
von B e s ä t z u n g s 1 e i s u n g e n und Besatzungs- 
schäden (Beschluß zu Ic) 

1. Überprüfung der Beschlagnahmen 

Soweit ich unterrichtet bin, prüfen die Besatzungsdienststellen 
in allen Zonen laufend die Notwendigkeit der Aufrechterhal- 
tung von Requisitionen. In der letzten Zeit sind insbesondere 
In der amerikanischen Zone auf Grund solcher Überprüfungen 
zahlreiche Büro-, Gewerbe- und Wohngrundstücke freigegeben 
worden. 

Die Besatzungsmächte haben es aber bisher grundsätzlich abge- 
lehnt, deutsche Dienststellen bei der Überprüfung requirierter 
Grundstücke, Gebäude und Räume und mitrequirierter Ein- 
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riditungsgegenstände zu beteiligen. Es ist bisher noch nidit ein- 
mal gelungen, in der amerikanischen Zone bei der Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen an requirierten Grundstücken die 
Eigentümer in angemessener Weise zu beteiligen (vergl. oben 
B. 11. 10). 

Idi habe aber vorsorglich die Herren Finanzminister und die 
Herren Finanzsenatoren der Länder gebeten, mir möglichst ge- 
naue Unterlagen über die Zahl und Nutzungsarten der requi- 
rierten und konfiszierten Grundstücke (Gebäude und Räume) 
und den Umfang der Belegungen mitzuteilen. Sobald die Unter- 
lagen vorliegen und ausgewertet sind, werde ich dem Alliierten 
‘Unterausschuß für Besatzungskosten entsprechende Vorschläge 
unterbreiten. 

2. Bundesgesetz über die Vergütung und Entschädigung von Be- 
satzungsleistungen und Besatzungsschäden 

Der Alliierte Unter>ausschuß für Besatzungskosten hat in seiner 
Sitzung am 7. Juli 1950 mitgeteilt, daß er eine Zuständigkeit des 
Bundes zur Gesetzgebung auf dem Gebiete der Besatzungs- 
leistungen und Besatzungsschäden nicht anerkennen könne und 
daß der Rat der Alliierten Hohen Kommission beabsichtige, 
demnächst selbst ein Gesetz über Besatzungsschäden (einschließ- 
lich Belegungsschäden) zu verkünden. 

Der Alliierte Unterausschuß für Besatzungskosten hat sich ledig- 
lich damit einverstanden erklärt, den in meinem Ministerium 
ausgearbeiteten Referentenentwurf eines Bundesgesetzes über die 
Bewirkung und Abgeltung von Besatzungsleistungen und die 
Abgeltung von Besatzungsschäden als Studienmaterial entgegen- 
zunehmen. Im einzelnen darf ich mir gestatten, auf meine Aus- 
führungen zu B. II. 8 sowie auf die Bundestagsdrucksache Nr. 
1217 über die Regelung von Besatzungspersonenschäden zu ver- 
weisen. 

IV. Bereitstellung von Mitteln zur Beschaffung 
von Wohnraum für die Angehörigen der Be- 
satzungsmächte (Beschluß zu Nr. 4) 

In dem vom Rat der Alliierten Hohen Kommission mit der 
Note vom 8. März 1950 — AGSEC (50) 437 — übergebenen 
Alliierten Haushalt für das Rechnungsjahr 1950 sind unter den 
Auftragsausgaben der KUsse II (Alliiertes Kennzeichen 203, 

Zweckbestimmung „Kapitalausgaben“) insgesamt 
413.966.000 DM 

für Bauvorhaben der Besatzungsmächte veranschlagt worden. 
Dieser Betrag verteilt sich auf die einzelnen Zonen wie folgt; 

a) amerikanische Zone 181.955.000 DM 

b) britische Zone 131.691.000 „ 

c) französische Zone 100.320.000 „ 

Zusätzlich stehen den Besatzungsmächten erhebliche Mittel aus 
den früheren Rechnungsjahren für den gleichen Zweck zur Ver- 
fügung (Besatzungslasten und Auftragsausgaben der Auslauf- 
zeit 1949), die im Laufe des Rechnungsjahres 1950 voraussicht- 
lich voll in Anspruch genommen werden. 

Ein erheblicher Teil dieser Beträge ist für die Errichtung von 
Wohnungsneubauten zur Unterbringung von Besatzungsange- 
hörigen bestimmt. Durch die Errichtung dieser Neubauten 
werden vor allem neue Requisitionen vermieden. In gewissem 
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Umfange sollen aber auch unter Requisition befindliche Wohn- 
räume freigegeben werden. 

Bei der außerordentlichen Höhe des Alliierten Haushalts * für 
das Rechunungsjahr 1950 sowie der vom Bund in Folge des 
Kassenprinzips ebenfalls in diesem Rechnungsjahr aufzubringen- 
den Besatzungskosten und Auftragsausgaben der Auslaufzeit 
1949 sehe ich gegenwärtig keine Möglichkeit, noch weitere Bun- 
desmittel für die Errichtung von Wohnungsneubauten zur Un- 
terbringung von Besatzungsangehörigen zur Verfügung zu 
stellen. 

V. Unterrichtung des Ausschusses für das Be- 
sä t z u n g s s t a t u t und auswärtige Angelegen- 
heiten (Beschluß zu Nr. 5) 

Das Bundesministerium der Finanzen unterrichtet den „Aus- 
schuß für das Besatzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten“ 
laufend über die mit dem Alliierten Unterausschuß für Be- 
satzungskosten und seinen Mitgliedern geführten Besprechun- 
gen. Dem Ausschuß, Abgeordneten Dr, Pfleiderer, werden auch 
die deutschen Vorschläge und die Sitzungsniederschriften über- 
sandt. Eine Abschrift dieses Schreibens werde ich dem Ausschuß 
ebenfalls zugehen lassen. 

D. Sdilußbetrachtung 

Nach den derzeitigen Bestimmungen des Besatzungsstatuts liegt 
es in der Hand der Besatzungsmächte, ob und in welchem Umfange 
sie eine verantwortliche Betätigung deutscher Stellen auf dem Ge- 
biete der Besatzungslasten zulassen wollen. Wie die bisherigen Ver- 
handlungen mit den Alliierten ergeben haben, sind sie noch nicht 
bereit, in den entscheidenden Fragen der deutschen Seite Zuge- 
ständnisse zu machen. Dies ist umso bedauerlicher, als die Ent- 
wicklung der letzten Jahre, insbesondere der letzten Zeit, dazu 
zwingt, das Problem der Besatzungslasten unter Gesichtspunkten zu 
betrachten, die der veränderten politischen Gesamtlage angepaßt 
sind. 

Wie von berufener Seite wiederholt zum Ausdruck gebracht wurde, 
haben die Besatzungslasten inzwischen mit der zunehmenden Ein- 
gliederung Westdeutschlands in das politische und wirtschaftliche 
System Westeuropas ihre bisherige Zweckbestimmung weitgehend 
verloren. 

Mit den ursprünglichen Besatzungszielen (Entmilitarisierung, Ent- 
nazifizierung, Demokratisierung) läßt sich die Aufrechterhaltung 
der Besetzung Deutschlands in dem bisherigen Umfange nicht mehr 
rechtfertigen. Die Unterhaltung alliierter Streitkräfte im Bundes- 
gebiet hat heute im wesentlichen den Zweck, das Bundesgebiet zu 
schützen und seine Kräfte für die gesamteuropäische Verteidigung 
in irgendeiner Form nutzbar zu machen. 

Aus diesem grundsätzlichen Wandel der Besetzung des Bundes- 
gebietes ergeben sich für das Problem der Besatzungslasten neue Be- 
urteilungsmöglichkeiten. Diesem Wandel sollte meiner Auffassung 
nach der Rat der Allierten Hohen Kommission auch ohne eine for- 
melle Revision des Besatzungsstatuts dadurch Rechnung tragen, daß 
er von der in diesem Statut erteilten Ermächtigung angemessenen 
Gebrauch macht. 

Der Rat der Alliierten Hohen Kommission sollte also in weitest- 
gehendem Umfange in gesetzgeberischer und verwaltungsmäßiger 
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Hinsicht die deutschen Stellen auf dem Gebiet der Besatzungs- 
lasten verantwortlich einschalten und sich selbst auf eine allgemeine 
Überwachungstätigkeit beschränken. Nur auf diesem Wege wird es 
möglich sein, die Bundesmittel, die im Rahmen des Alliierten Haus- 
halts im Hinblick auf die Anwesenheit der alliierten Streitkräfte auf- 
gebracht werden müssen, unter Berücksichtigung des Wandels des 
Besatzungszwecks wirtschaftlich zu verwenden. 

Ich bin zur Zeit damit befaßt, das Problem der künftigen Behand- 
lung der Besatzungslasten einer sorgfältigen Untersuchung in finan- 
zieller und wirtschaftlicher Hinsicht zu unterziehen. Ich darf mir 
Vorbehalten, Sie über das Ergebnis dieser Untersuchung demnächst 
zu unterrichten. 

Abdruck dieses Schreibens habe ich den Bundesressorts, dem Haus- 
haltsausschuß des Bundestages, dem Finanzausschuß des Bundesrates 
‘’owie den Herren Finanzministern und Finanzsenatoren der Län- 
der mit der Bitte um vertrauliche Kenntnisnahme übersandt. 

Schäffer 
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